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Deutſchland. 

Berlin, 26. März. Die „Berl. B.-.“ theilt nachſtehendes 
Handſchreiben des Könige von Italien mit, welches derſelbe an den 
Präfidenten des Staatsminiſteriums, Grafen v. Bismarck, bel Ver⸗ 
leihung des Aununciaten-Ordens gerichtet hat: „In dem Augen- 
blick, wo die Wiederverelnigung Venetiens mit Italien die Erfolge 
der Dauer verhelßenden Allianz krönt, welche zwiſchen der Regie- 
rung Sr. Maj. des Königs von Preußen und der meinigen ge⸗ 
ſchloſſen if, gebe ich Ihnen gern einen neuen Beweis meiner Hoch- 
achtung; es drängt mich, Ihnen kundzuthun, wie jebr ich das von 
Ihnen, durch den hervorragenden Autheil, welchen Sie an dem 
rubmvoll durchgeführten Werke des Königs Wilhelm I., Ihres er- 
babenen Gebietes, genommen haben, auf die Dankbarkeit der bel⸗ 
den Nationen erworbene Anrecht ancrkenne. In Folge deſſen habe 
ich Sie zum Ritter des hohen Annuncigten Ordens ernannt und 
meinen Staatsſekretär für die auswärtigen Angelegenheiten beauf- 
tragt, Ihnen die Iuflgnien des Ordens zu überſenden. Dieſes 
außerordentliche Zeichen meines Woblwollens entſpricht dem Platze, 
welchen Italten Ihnen in feinen liebſten und koſtbarſten Erinne- 
rungen bewahren wird; und Sie wollen darin zugleich den Beweis 

des Werthes erblicken, welchen ich darauf lege, Sie beſtrebt zu 
ſehen, die intimen Bezlehungen, welche durch ſo denkwürdige Ereig- 
niſſe zwiſchen Italien und Preußen geſtiftet ſind, weiter zu befeſti⸗ 
gen. Gott nehme Sie, Herr Graf, in ſeinen Schutz! Florenz, 
13, Januar 1867. Viktor Emanuel. (Visconti Venoſta.)“ 

— Mit Beſtimmtheit verlautet, eine größere Zahl von Mit- 
gliedern der freien konſervattven Vereinigung werde gegen den Aus- 
ſchluß der Beamten von dem definitven Reichstage ſtiimmen. 

— Der Truppenbeſtand in den ehemals bannöverſchen Lan⸗ 
den wird zur Zeit gebildet durch 28 Bataillone Infanterie 
14,526 Mann. 20 Eskadrons Kavallerle = 2970 Mann, 3 Ba- 
talllont Jäger, Pionire und Train = 1346 Mann, und 13 Bat⸗ 
terien Artillerie mit 52 Geſchützen und 1427 Bedienungs⸗Mann⸗ 
ſchaften. Die Totalſtärke von 20,239 Mann iſt auf 21 Garni⸗ 
ſonen vertheilt. Das ehemalige hannoverſche Truppenkorps zählte 
21,941. Mann; N | 

— Für den projeftirten Dombau wird die Idee des verſtor⸗ 
benen Gebeimrath Stüler feſtgebalten, welche in einem vor einigen 
g Jahren hier ausgeſtellten Modelle veranſchaulicht war. Danach 
würde der Dom außer der Vorhalle im Quadrat 230 Fuß meſſen; 


8 5 Kuppel mit dem Thurme vom Grunde aus eine Höhe von 400 


ſtatt deſſen nach Art. 19 einen 
d: Die Anordnungen und Berfügun⸗ 
men des Bundes erlaſſen und be⸗ 
chnung des Bundeskanzlers oder 


zweiten Satz des Art. 18 zu ſtreicheg 
eſonderen Artikel einzuſchalten, la 
gen des Bundes⸗Präſidii werden 
dürfen zu ihrer Gültigkeit der G. 
eines der vom Präſidium ernannten ände der einzelnen Verwaltungs ⸗ 
zweige, welche dadurch die Verantwrtlichkeit übernehuen. Durch ein be ⸗ 
ſonderes Geſetz werden die Verantwörtlichkeit und das zur Geltendmachung 
derſelben ee Verfahren geregelt. 3) Von den Wini 
Ausfeld, Schulze (Berlin), Nen, Runge und Richter: 
1. der Reichstag wolle, nach Streſchung des Artikels 8 und des erſten 
Satzes im Artikel 9 des Entwurfes, dem Artikel 11 folgende Faſſung ge⸗ 
ben: „Das Bundes⸗Präſidium ſteht der Krone Preußen zu. Baſſelbe übt 
ge vollziehende Gewalt in Bunbesfingelegenheiten nach Maßgabe dieſer 
Verfaſſung durch verantwortliche Miihiſter aus. Das Bundes⸗Präſidium 
it ausſchließlich berechtigt, den Bunt völkerrechtlich zu vertreten, Krieg zu 
erllären und Frieden zu ſchließen, Bündniſſe und andere Verträge mit 
fremden Staaten einzugehen, Geſaudſe zu beglaubigen und zu empfangen, 
Inſoweit die Verträge mit fremden Staaten ſich auf ſolche Gegenſtände be⸗ 
ziehen, welche (nach Art. 4 des En wihrfs) in das Bereich der Bundes ⸗Ge⸗ 
ſetzgebung gehören, iſt zu ihrem Abſchluß die Zuſtimmung des Bundes⸗ 
raths und des Reichstags erforderlichh Alle * des Bunves⸗ 
Präſidiums bedürfen zu ihrer Giltigteit der Gegenzeichnung mindeſtens 
eines Miniſters, welcher dadurch die Verantwortung für den betreffenden 
kt dem Bundesrathe und dem Reichstage gegenüber übernimmt. 2. am 
chluſſe des Artilels 12 ſtatt der Worte: „die Geſchäfte leitet“ zu ſetzen: 
„deſſen Geſchäfte leitet“. 3. im Artikel 17 ſtatt der Worte: „durch Mit⸗ 
glieder des Bundesrathes“ zu ſubſtituiren: „durch Bundes⸗Miniſter“. 4. 
den Schluß des Artikels 18: „von Bundes-⸗Kanzler unterzeichnet“ ab⸗ 
zuändern in: „von einem Bundes⸗Miniſter unterzeichnet“. 5. dem Artikel 
19 folgende Beſtimmung beizufügen: „Die rechtlichen Verhältniſſe der Bun⸗ 
desbeamten gegenüber der Bundesgewalt werden durch Bundesgeſetz geord- 
net. Bis zum Erlaſſe ein s ſolchen werden dieſelben nach denjenigen Ger 


3. im Artikel 20 nach dem erſten Satze, ſtatt der Worte: „Dieſe Exekution 
iſt ꝛc.“ bis zum Schluſſe des Artikels, zu ſetzen: „Dieſe Exekution iſt von 
dem Bundes⸗Präſidium zu beſchließen und zu vollſtrecken. Die Exekution 


Gewalt ausgedehnt werden“. — 4) Von dem Abg. Ausfeld und Genoſſen 
ach dem Abſchnitt IV. einen beſonderen Abſchnitt unter der Ueberſchrift 
‚Bundes Miniſterium“ mit folgenden Beſtimmungen einzuſchalten: V. 
undes⸗Miniſterium. Das Bundes ⸗Präſidium ernennt und entlaßt die 
iniſter. — Die Miniſter, ſo wie die zu ihrer Vertretung abgeordneten 
eamten, haben Zutritt zum Reichstage und müſſen in den Sitzungen des⸗ 
ſel ben auf ihr Verlangen zu jeder Jen gehört werden. — Die Miniſter 
ben die Berpflichtung, auf 
erſcheinen, um Tuskunft zu ertheilen, oder den Grund anzugeben, warum 
eſelbe nicht ertheilt werde. — Die Miniſter konnen durch Beſchluß ſo⸗ 
dohl des Bundesrathes, als auch des Reichsrathes wegen des Verbrechens 
der Verfaſſungsverletzung, der Beſtechung 
den. — Die näheren Beſtimmungen 
über das Verfahren, über die E 


ud üder den Gerichtshof werden 
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von ſechs im korinthiſchen Style ausgeführten Säulen getragen ed des erhaltenen Auftrages f 
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e NUR, a S knn eitung eſchäfte im Bundesrath durch jedes andere Mit⸗ 

Berlin, 26. ne 2 1 Reichstag. 4 Sitzung. glied des Bundesrathes vermöge ſchriftlicher Subſtitution vertreten laſſen. 
(Fortſezung.) Es folgt die Du kuſſion über den Abſchnitt IV, dee Ber- — ch Zu Art. 18, Sag 25 a) das Wort hiernach“ zu ſtreichen; b) ſo⸗ 
Taffungs-Entwurfs (Bundespräſidium) Art. 11.20. Er lautet: Art I dann den Satz, wie folgt, zu faſſen: Die von dem Präſidium ausgehenden 
Das Präſidium des Bundes ſteht der Krone Preußen zu, welche in Aus, Anordnungen werden im Namen des Bundes erlaſſen und von dem Bun⸗ 
der deſſelben — Baub Felten zu ee n deskanzler oder einem für den betreffenden Zweig der Verwaltung ernann⸗ 
8 rieg zu erklären 1 rieden lezen, udniſſe a a * z rau 5 j fi r RE 
träge mil fremden Staaten einzugehen, Geſandte zu beglaubigen und zu tin Kammiſſartus gegengezeichnet, welcher pierdürch die Verautwortlichkeit 


empfangen berechtigt iſt. In ſoweit die Verträge mit fremden Staaten ſich F 7 1 
auf ſolche Gegenſtände beziehen, welche nach Art. 4 zu dem Bereich der Von dem Abg. v. Carlowitz: a Art. 11 als neuer Artikel hin⸗ 
Bundesgeſetzgebung gehören, iſt zu ihrem Abſchluß die Zuſtimmung des zuzufügen; „Das Recht, ſtändige Geſandte zu empfangen oder ſolche zu 
Bundesrathes erforderlich. — Art. 12. Das Präſidium ernennt den Bun⸗ halten, ſteht einzig dem Präſidium zu. Die Abſendung don Bevollasäch⸗ 
des⸗Kanzler, welcher im Bundesratbe den Vorſitz führt und die Geſchäfte [ tigten au das Präſidium oder andere mitverbündete Regierungen iſt den 
leitet. — Art. 13. Dem Präſidium ſteht es zu, den Bundesrath und den einzelnen Bundesregierungen unbenommen.“ — Von dem Abgeord. Fette: 
Keichsrath zu berufen, zu eröffnen, zu vertagen und zu ſchließen. — Art. 14. im 8 11 letzte Zeile hinter die Worte „die Zuſtimmung des Bundesratpe” 
Die Berufung des Bundesrathes und des Reichsta zes findet alljährlich ſtatt, einzuſchalten: und zu ihrer ‚Gültigkeit die Genehmigung des Reichstages. 
und kann der Bundesrath zur Vorbereitung der Arbeiten ohne den Reichs-] — Abg. Planck: Der Grundſatz, 115 die Befugniſſe der Präſidialgewalt 
tag, Letzterer aber nicht ohne den Bundesrath berufen werden. — Art. 15. durch verantwortliche Miniſter ausgeübt würden, ſei dem Geiſte des Eut- 
Die Berufung des Bundesrathes muß erfolgen, ſobald ſie von einem Drit- [ wurfs entſprechend. Es ſei nicht blos eine konſtitutionelle Doctrin, daß die 
tel der Stimmenzahl verlangt wird. — Ark. 16. Der Bundeskanzler kann J Krone, je höher, je reiner über dem Kampfe der Parteien ſtehe. Das ſei 
in Leitung der Geſchäfte durch jedes andere Mitglied des Bundesrathes nur möglich, weun ſie die Befugniſſe ausübe durch verantwortliche Organe. 
dermöge ſchrifmicher Subſtitution vertreten laſſen. — Art. 17. Das Präſi⸗] Man habe gejagt, das paſſe nur auf eine konſtitutionelle Monarchie, das 
dinm hat die erforderlichen Vorarbeiten nach Maßgabe der Beſchluſſe des ſei doch wohl nur ein Verſtecken der Gründe. Dieſelben ſeien hier ebenſo 
Bundes rathes au den Reichstag zu bringen, wo fie durch Mitglieder des] zutreffend, die Regierungen ſelbſt und der Bundesrath bätten ein recht gro⸗ 
Bundesrathes oder durch beſondere von Letzterem zu ernennende Kommiſſa⸗ ßes Jutereſſe, für die Exekutive ſolche Verantwortlichkeit zu ſchaffen. Er 
rien vertreten werden. — Art. 18. Dem Präſidium ſteht die Aus» | wünſche dringend, daß die Verfaſſung ſo ſchnell als möglich zu Stande 
fertigung und Verkündigung der Bundesgeſetze und die Ueberwachung der [komme, obwohl die liberale Partei auf Vieles verzichten müſſe. Er ſtehe 
Ausführung derſelben zu. Die hiernach von dem Präfivium ausgehenden | anf dem Boden der Thatſachen. Ebenſo dringend wünſche er aber, daß die 
Anordnungen werden im Namen des Bundes erlaſſen und von dem Kanz“ | Berfaſſung auf dauernden Grundlagen errichtet werde. Während der Rede 
ler mitunterzeichnet. — Art. 19. Das Präſidium ernennt die Bundesbe⸗ 


; iſt Abg. v. Bennigſen mit dem Grafen Bismsrck in lebhafter Diskuſſion 
amten, hat dieſelben für den Bund zu vereidigen und erforderlichen Falles begriffeu. — Abg. v. Wächter: Er wolle die Bundesgewalt nicht ge⸗ 
ihre Entlaffung zu verfügen. — Art. 20. Wenn Bundesglieder ihre ver⸗ 


1 ſchwächt wiſſen, es ſcheine ihm aber die Frage der Miniſterverantwortlichkeit 
laſſungsmäßigen Bundespflichten nicht erfüllen, ſo konnen ſie dazu im Wege eine ſehr wichtige und praktiſche, weniger kheoretiſche. Moraliſch verant⸗ 
er Exekution angehalten werden. Dieſe Exekution iſt a. in Betreff mili⸗ 


er wortlich ſei jeder Menſch, ſelbſt ein Staatsoberhaupt. Au dieſe Verautwork⸗ 
täriſcher Leiſtungen, wenn Gefahr im Verzuge, von dem Bundesfeldherrn lichkeit ſolle man nicht denken, ſoudern au die juridiſche. Er meine die 
anzuordnen und zu vollziehen, b. in allen anderen Fällen aber von dem | Miniſterverantwortlichkeit vor Geſetz und vor Gericht. Praktiſch würde fie 
——— zu beſchließen und von dem Bundesfeldherrn zu vollſtrecken.] vielleicht nie 475 Anwendung kommen. Man habe geſagt, fie jet beim 
ren 8 Kon kann bis zur Sequeſtration des betieſſenden Landes und J Bundesſtaat nicht anwendbar. Sollte es denn nicht möglich ſein, auch 
Fällen ist des gewalt ausgedehnt werden. In den unter a bezeichneten [einen konſtitutisuellen Bundesſtaat zu gründen? Die Vundesgewalt ſel 
der Beweggründ undesrathe von Anordnung der Exekution, unter Darlegung groß, die ausübenden Organe müßten dafür ſtehen, daß die Grenzen der 
liegen folgende Umentgeſaumt Kenntniß zu geben. Zu dieſem Abſchnitt | Berſaſſung nicht überschritten würden. Was die Verantwoörtlichmachung des 
Zahn i 11 mente vor: 1) Von den Abgg. Ergleben, Jenſen, [ Bundeskanzlers betrifft, ſo wolle er nicht, daß man die fonftitutionellen An⸗ 
ſteht der Krone Preuße nde Saflung zu geben: Das Bundes⸗Präſidium | forderungen auf ein ſo unendlich kleines Maß vebucire. Die Thatſachen 
teh de Gewolt in a Daſſelbe hat die oberaufſehende und voll,] haben wir gceeptirt, aber jetzt find wir dazu da, um mit dieſen einen Aus⸗ 
abe insirtung — Bidundes Augelegenheiten auszuüben; es iſt dabei | bau des Rechts zu ſchaffen, und da müſſen wir den Weg gehen, den dieſes 
bu de 18 dieſe Bafuſſung Jer und ſeiner Ausſchüſſe nur jo weit ge⸗ anweiſt, um das Parlament ſtark zu machen. Unſern Nachkommen wird 
unden, a Am absſchließlich berge ausdrücklich beſtimmt. — Das Bundes noch eine große Aufgabe zufallen. Die Grundpfeiler muſſen wir aber er⸗ 
Präſidium au Berfügungen des die Bundesminister zu ernennen und zu richten, damit dieſe ihre Aufgabe erfüllen können. Ich bitte Sie dringend 
a a Alle Ve —— Rene undes Präſidii bedürfen zu ihrer Gültigkeit | für dieſen Schlußſtein einer jeden Berfaflüng, die nicht blos eine Schein: 
er Gegenzeichnung 5 9 —— Bundes Miniſters, welcher dadurch verfaſſung ſein ſoll, zu ſtimmen. (Lebhaftes Bravo.) — Abg. Dr. von 
dem Reichstage gegenn U dle 4 du 8 übernimmt. — Das Bundes- Gerber. Von ganz befonderer Bedeutung unter den vorliegenden Amen ⸗ 
Präſidium hat den Bun 1 1 b vertreten, im Namen des Bun- dements ſcheint mir das der Abgeordneten Erxleben und Zachariae zu fein, da 
des Krieg zu erklären un Fr — ben u Bündniſſe und andere Ver. es alle in Bezug auf den Gegenſtand, der uns grade beſchäftigt, geäußerte 
träge mit fremden Staaten — 75 5 . zu aalen fh n und zu] Wünſche in ſich vereinigt. Doch geht daſſelbe, glaube ich, von einem ganz 
empfangen. Inſoweit die Vertrag Ber 1 Staaten ſich auf ſolche ] falſchen Geſichtspunkte aus. Ich werde gegen ſämmtliche Amendements 
Gegenſtände beziehen, welche in den — 5 u Aoundsegeſebgebung gebd- | ftimmen, — Abg. Grumbrecht: Wir haben im Entwurfe eigentlich nur 
ven oder inſofern dadurch dem Bunde o 6 — f "gehörigen von Bundes. eine entſcheidende Spitze, der die Attribute der Regierungsgewalt mit ab⸗ 
Raaten Verpflichtungen auferlegt werden, be 5 * Verträge zu ihrer J ſoluter Machtvollkommenheit beiwohnen. In vielen der ihr nach dem Ent⸗ 
Gultigteit der Juſtimmung des Bundesraths und de nnenchenges. 2) Bon, ware unterliegeriben Dinge if bie, Krone Preußen an Niemanden anders 
dem Abg. v. Ven nigſen: 1) dem Art, 12 binn = feuer. die Vor- | gebunden, als an ihren eigenen freien Willen. Auf die Dauer aber einen 
fände der einzelnen Verwaltungszweige, welche nach 7 ur t dieſer Ber- | ſolchen Abſolutismus verfa Mee deen einn kann von Niemandem 
faffung zur Kompetenz des Präſidii gehören; 2) im Art. gan: deu. verlangt werden, der irgend je der Freiheit eine Stätte in ſich gewährte. 
Worten „Leitung der Geſchäſte“ hinzuzufügen „des Bundesraths“; 3) den ! Ich kann daher ur davor warnen, dieſem Apparate nicht hinzuzufügen, was 
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Abendblatt. Mitwoch, den 27. März. 


ſetzen beurtheilt, welche in dem Staate gelten, dem der Beamte angehört.“ 


kann bis zur Sequeſtration des betreffenden Landes und ſeiner Regierungs⸗ 


erlangen des Reichstages in demſelben zu 


erhalten; die Kirche bis zur Dachlinie die Höhe! von 140] einem Geſetze vorbehalten, r dem erſten verfaſſungs⸗ 
b die Kuppel 190 Fuß und der auf derſelben befindliche Thum 795 1 log 1 85 
Mit Einſchluß des Kreuzes 70 Fuß boch ſein. Die Vorballe joll eige der Verwaltung 1 e en zu n, Er! 


ten und für 


Preis im Stettin vierteljährlich 1 Tbir., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertel. 1 Tülr. 7% Set 
monatlich 12 ½ Sgr.; 
für Preußen viertel. 1 Thlr. 5 Sgr. 


ane 


1867. 


Das iſt doch aber eine hoͤchſt einſeitige Auffaſſung. 
f der Vella, „die 
icht im 
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und des Verrathes angeklagt wer⸗ 
über die Fälle der Verantwortlichkeit, 


die Exiſtenz des Staa- 
ann die 8 — — 
weswegen er vielleicht na 
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der Regierung dieſe Be der Geſchichte und der weiteren Entwickelung 


Abg. v. Carlowitz (gegen den Eutwuf) iſt auf der Journaliſten⸗ 
tribüne faſt ganz unperſtändlich; er betont die Nothwendigkeit der Verant⸗ 
wortlichkeit des Miniſteriums, damit ſich der Bundesſtaat von einem bloßen 
Staatenbund unterſcheide. — Abg. Dr. Gneiſt (für den Entwurf): Ich 
kann trotz einiger raſch geſprochener Worte mich nicht überzeugen, daß dieſe 
hohe Verſammlung gering denkt über die rechtliche Verantwortung der Mi⸗ 
niſter; dieſe ift durchaus nöthig, um das Verhältniß zwiſchen Geſetz und 
Verordnung zu regeln. Diejenigen, welche wollen, daß der Staat nicht 
nach Geſetzen regiert, daß nicht Geſetz, ſondern Willkür herrſche, die thun 
Recht daran, wenn ſie die rechtliche Verantwortung der Miniſter im Rechts⸗ 
ſtaat überhaupt nicht wollen. (Beifall) Aber, meine Herren, eine Ver⸗ 
faſſung kann mau mit der rechtlichen Verantwortung 5 anfangen, ſon⸗ 
dern beenden. Einen Miniſter kann man rechtlich nicht verantwortlich 
machen, ohne das Verwaltungsrecht geſchaffen zu 1 3 Alle hergebrachten 
Lehren unſeres konſtitutionellen Rechts find: faſt ohne Ausnahme Abſtrak⸗ 
tionen aus der franzöſiſchen oder engliſchen Verfaſſung; beide haben aber 
einen anderen Ausgangspunkt als die unſere. Zuerſt müͤſſen wir eine ge⸗ 
ſetzgeberiſche Gewalt und Exekutive ſchaffen; dann erſt haben wir vor uns 
die unbegrenzte Möglichkeit der Fortbildung unſeres Staatsweſens, und 
dann wird auch die Miniſter Verantwortlichkeit ihre Stelle finden 
Wenn die Miniſter Verautwortlichkeit vor der Geſetzgebung eingerichtet 
wird, erreichen wir nur eine parteiiſche Geſetzgebung. Ich werde des⸗ 
halb für den Entwurf und außerdem nur für den erſten Theil der Ben⸗ 
ne Anträge ſtimmen. (Beifall rechts.) — Die Diskuſſton wird 
geſchloſſen und zur Abſtimmung geſchritten. Vorher erklärt Abg. Schulze 
(Berlin), daß in ſeinem und ſeiner Freunde Antrage das Wort „ausſchließ⸗ 
lich“ wegfallen ſoll. Ueber den Antrag Ausſeld, Alineg 1 und 4, iſt na⸗ 
mentliche Abſtimmung beantragt und werden dieſe beiden Alinea's mit 177 
gegen 86 Stimmen abgelehnt. Mit der Minorität, deren Kern die Linke 
bildet, ſtimmen auch die Hannoveraner Erxleben, Windthorſt, beide v. Ham⸗ 
merſtein, v. Münchhauſen, Dr. Zacharia und v. Bothmer, die Schleswig⸗ 
Holſteiner Dr. Schleiden und Schrader, die Sachſen v. Wächter, Haberkorn, 
Dr. Schwarze, Dr. Braun- Plauen mit Ausnahme v. Gerber's und v. Thie⸗ 
lau'8, die mit der Maforität ſtimmen, und ein Theil der National⸗Lidera⸗ 
len Fuuce Grumbrecht und von den preußiſchen Abgeordneten, die 


zur Linken gehören, Lasker, v. Bockum⸗Dolffs, v. Carlowitz, i 
v. Hennig, Nobden v. Mallinckrodt, v. Vaerſt u. ſ. w. — Aeg An 


(Berlin): Nach dieſer Abſtimmung habe ich Namens d eller 
5 155 daß wir auf die Aiman über Alinea 2 ER RR 
mehr legen. — Der Antrag Erxleben wird ebenfalls abgelehnt, dagegen 
der Antrag Lette und mit dieſem der ganze Artikel mit großer Majorität 
angenommen. Das e uf Br F wird e 85 
uß folgt. 
Trier, 23. März. Der Hefige Biſchof hat, gleihwie der 
Erzbiſchof von Köln und der Blſchof von Münfter, eine Kirchen⸗ 
Kollekte für die National- Invaliden- Stiftung angeordnet, welche 
am Sonntag, den 7. April d. J., in allen Pfarrklcchen der Dlo⸗ 
ceſe abgehalten wird. nt — 2 
Ausland. 


Wien, 2, Män. Mam fhreibt der Preſſe“ aus Prus 
ſinowitz: Am 24. März, um 9 Uhr Bazmi wird in Pruſino- 


ttags, 
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mit einem ganz ungewöhnlichen Pomp und 


Partei ihre 


witz nächſt Holleſchau die feierliche Einweihung der von dem Feld ⸗ 
marſchall Grafen Wrangel der dortigen evangeliſchen Gemeinde 
geſchenkten Glocke ſtattfinden. Dieſelbe iſt ein ſchöͤnes und werth⸗ 
volles Werk und mit der Inſchrift verſehen: Dem Allmächtigen ſei 
Dank, daß Er uns den Frieden gegeben hat. Pruſinowitz, am 12. 
Auguſt 1866. Graf Wrangel, Freiwilliger im oſtpreußlſchen Kü⸗ 
raffier-Regimente Nr. 3.“ 

aris, 24. März. Vielleicht wäre die Eröffnung der In⸗ 
duſtrie⸗Ausſtellung verſchoben worden, wenn fi der engliſche Kom⸗ 
miſſar nicht lebhaft dagegen erklärt hätte. Die Engländer haben 
ſich als ein praktiſches Volk gezeigt und auch hier wieder; ſie wer⸗ 
den wahrſcheinlich die einzigen ſein, welche am 1. April fertig ſind 
mit ihrer Austellung. Den Engländern zunächſt folgen übrigens 
unſere preußijhen Landsleute, welche in der letzten Zeit eine ganz 
außerordentliche Thätigkeit entwickelt haben. Süddeutſchland iſt da⸗ 
gegen noch ſehr im Rückſtand. Auf elne beſondere Eröffnungs- 
Felerlichkelt hat der Kaiſer, eben in Rückſicht auf die ſonſt wenig 
vorgeſchrittenen Arbeiten in den anderen Abtheilungen verzichtet; 
wie man hört, wird er mit der Kaiſerlichen Familie, den Miniſtern, 
den Generalen u. |. w. erſcheinen und ſich den Bericht des leiten 
den Kommiſſars Le Play vortragen laſſen, weiter nichts. Dagegen 
ſoll dann die Preisvertheilung mit dem ganzen Glanz franzöſſſcher 
Repräſentatlonskunſt in Scene geſetzt werden. — Prinz Murat 
hat einen internationalen Schachklub begründet und deſſen Prä- 
ſidium ſelbſt übernommen. Man ſchäßt hier die deutſchen Schach⸗ 
ſpieler ſehr und hofft für dieſen Klub beſondere Theilnahme bei 
unſeren Landsleuten zu finden. 

— Wie aus Florenz unterm 24. telegraphirt wird, ſind 
die Führer der Maſorität der Deputirtenfammer am 23. d. beim 
Miniſterpräſidenten Ricaſoll zuſammengetreten, um ſich über die 
Hauptfragen, mit welchen ſich die Kammer zu beſchäftigen haben 
wird, zu verfländigen. Die Verſammlung war der „Italie“ zu- 
folge vom verſöhnlichſten Geiſte bejeelt; am 24. ſollte eine zweite 
größere Verſammlung ſtattfinden. Es ſcheint gelungen zu ſein, für 
das Minifterium eine feſte Majorität zu Stande zu bringen. Ein 
Nachtrag zum Budget für 1867 ſoll an demſelben 30 Millionen 
Franken Erſparniſſe ermöglichen. 

Konſtautinopel, 20. März. Die in den lezten Tagen 
hier erfolgte Inſtallation des neuen ökumenischen Patriarchen Gre⸗ 
gor VI. und deſſen feterliger Empfang beim Sultan hat diesmal 

einem weit ee 
teren Geremoniel, als dies je früher der Fall war, ſtattgefunden. 
Der Sultan richtete an ihn folgende Worte: „Ich hoffe, daß 
Sie auf dem Patriarchenſize dit Intereſſen der orthodoxen Mit- 
glieder Ihrer Kirche wahren und ſich mit dem Wohle und 
Gedeihen meiner geliebten Unterthanen der Grlechtſchen Gemeinde 
befaſſen werden. So oft See hlerbel des Belſtandes meiner Re- 
gierung bedürfen ſollten, werden Ste die Hohe Pforte ſtets bereit 
finden, Ihnen belzuſtehen. Ich macht zwiſchen meinen muſel⸗ 
männiſchen und chriſtlichen Unterthanen durchaus keinen Unterſchied 
— ich betrachte fie alle, ohne Rückſicht auf Religion oder Race, 
als gleiche Bürger meines Reiches.“ Hierauf ließ der Sultan dem 
Patriarchen das große Band des Medſchldie-Ordens er 


Fr. P.) 
Belgrad, 18. März. Seit geſtern Mittag weht von der 


bieſigen Feſtung bereits eine ſerbiſche Fahne, weiß ⸗blau- roth, drei 


goldene Sterne im oberſten rothen Felde und mit dem Wappen 
im mittlern blauen Felde; das Wappen ft ein ſilbernes Kreuz mit 
Feuerſtrahlen in den Balkenwinkeln (altſerbiſches Zarenwappen). 
Die Feſtungen werden mit allem Kriegsmaterial, mit Ausnahme 
der Viktuallen, welches ſich in denſelben befindet, an die ſerbiſche 
Regierung abgetreten; letztere darf ſie jedoch nicht demoliren. An 
jedem Freitage (türkiſcher Feſttag), am Namenstage des Sultans 
und bei Beginn und Schluß des Beirams (drei große türkiſche 
Feſttage nach Schluß des Ramaſan oder Faftenmonate) muß die 
ſerbiſche Garniſon aus den Feſtungen einige Salven abgeben zur 
Erinnerung an den Großherrn. Außerdem muß neben der ſer⸗ 
biſchen ſtets auch die türkiſche Fahne auf den Feſtungszinnen wehen. 

K a SE A — 
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Pommern. 

Stettin, 27. März. Bel der bevorſtehenden Wahl zum 
norddeutſchen Reichstage haben ſich die konſervative und die natio- 
nal-liberale Partel, welche bei der vorigen Abſtimmung zufammen- 
hielten, getrennt und jede ihren eigenen Kandidaten aufgeſtellt. Es 
iſt dies weſentlich der Einſeitigkeit und falſchen Taktik des Comité's 
ver national-liberalen Partei zuzuſchreiben. Die konſervative, wle 


die altliberale Partei waren zu Konzeſſionen an die national-libe- 


rale Partei bereit und hatten dem betreffenden Comité Anerbie⸗ 
tungen in dieſem Sinne gemacht; aber das Comité in ſeiner Ver- 
blendung hat auf dieſe Anerbietungen gar keine Rückſicht genommen 
und einen eigenen Kandidaten aufgeſtellt, der weder durch geiſtige 
Tüchtigkeit, noch durch ſeine ſonſtlgen perſönlichen Elgenſchaften ſich 
bervorgethan hat und dem daher die altliberale und konſervative 
Zustimmung verſagen mußten. Die letztern Parteien 
fühlten ſich demnach nicht weiter durch Rückſicht auf ihre früheren 
Bundesgenoſſen beſchränkt und haben in dem Staats miniſter Gra- 
fen v. Ipenplip einen Kandidaten aufgeftellt, wie er für Stettin 
nicht beſſer gewählt werden könnte. 

— Der bereits mehrfach beſtrafte Tapeziergehülfe St. erſchien 
vor einiger Zeit bei einem hieſigen Malermeiſter, einem Bekannten 
ſeiner Mutter, und theilte demſelben mit, daß letztere zwei Stücken 
Leintwand, die augenblicklich verpfändet ſeien, einzulöſen und zu 
verkaufen beabſichtige. St. empfing demzufolge von dem Maler, 
der ſich zum Kauf bereit zeigte, den angeblich 2 Thlr. 5 Sgr. be⸗ 
tragenden Pfandſchilling zum Zwecke der Einlöfung der Leinewand. 
Den zur Empfangnahme der letzteren mitgeſchickten Lehrling wußte 
St. unter falſchen Vorſplegelungen wieder zu entfernen und jpäter 
hat ſich denn auch ergeben, daß die ganze Geſchichte ein Betrug 
ſel. Bei dem Verſuche, jetzt einen anderen Betrug gegen einen 
hieſigen Kaufmann zu verüben, iſt St. beute abgefaßt worden. 

— Der Schleppdampfer „Lebbin“ if geſtern Abend ſpät von 
Lebbin mit 4 Cementkähnen hier angekommen und berichtet, daß 
nur noch am Kricks Eis ſteht und daß das übrige Fahrwaſſer völlig 
rei iſt. 
f a Bor mehreren Abenden wurde aus einer 3 Treppen hoch 
belegenen verſchloſſenen Wohnung des Haufes Schubſtraße No. 7 
eine Taſchenuhr geſtohlen. Der nicht näher ermittelte Dieb hatte 
mit einem Stemmeiſen zwei zur Wohnung führende Thüren, von 


denen eine verſchloſſen, die andere verriegelt war, erbrochen. — 
Ebenſo wurden am 24. Abends einem im Hauſe Frauenſtraße Nr 
46 dienenden Mädchen aus einer verſchloſſenen Kammer, nach 


Abbrechen des vor der Thüre befindlichen Vorlegeſchloſſes, mehrere 
Kleidungsſtücke entwendet. 


— Bei Anweſenheit der Spitzen der hleſigen Civil- und 
Militärbehörden, von Mitgliedern der erſteren, der polytechniſchen 
Geſellſchaft sc. fand heute Vormittag die Probe in Betreff der 
Entleerung der Armenhaus⸗-Latrine mittelſt der Rekowski'ſchen 
Maſchine ſtatt, welche im Allgemeinen zufriedenftellend ausfiel. 
Allerdings können wir von unſerem Standpunkte aus ein maßgeb- 
liches Urtheil über die entſchiedene Zweckmäßigkeit dieſes Syſtems 
nicht abgeben; letzteres hat den Vorzug, daß die Entleerung vollſtändig 
geruchlos vor ſich geht, nur beim Abſchrauben des Schlauches, durch 
den die Exkremente befördert werden, nimmt man den üblen Ge⸗ 
ruch wahr. Im Allgemeinen ſind wir der Anſicht, daß das Syſtem 
fig vor zugsweiſe für größere Anſtalten empfiehlt, auf klei- 
neren Grundſtücken und namentlich bei engeren Höfen deſſen An- 
wendung aber inſofern einige Schwierigkeiten bieten dürfte, 
als wie die nothwendige Einrichtung einer Abjondernng des Dunges 
von den ſonſtigen Haus abgängen ſich nicht überall wohl herſtellen 
läßt. Für ein Mittelbaus würde ſich der Preis für die Abfuhre 
auf jährlich circa 9 Thlr. ſtellen, auch iſt die Geſellſchaft bereit, 
den Dünger direkt nach dem Felde zu fahren. — Ein zwelter Ver⸗ 
ſuch mit der Maſchlne ſollte noch ſofort bei der Latrine auf dem 
Kaſernenhofe des 14. Infanterle-Regiments vorgenommen werden. 


Stettin, 27. März. Aus der geſtrigen Stadtverordneten⸗ 
Sitzung berichten wir Folgendes: Von dem Herrn Stabtbaurath Ho⸗ 
brecht war ein Dankſchreiben für die ihm bewilligte Gehaltszulage 115 
gangen. — Ein Geſuch der Wittwe Neumann wegen Gewährung erhöh⸗ 
ter Armen -Unterſtützung wurde dem Magiſtrat zur Beſcheidung der Bitt⸗ 
ſtellerin überwieſen. — Von dem Herrn Dr. Meyer war der auf der 
Tagesordnung ſtehende Antrag wegen Erhebung der Ottoſchule zu einer 
hoheren Bürgerſchule zurückgezogen. — Herr Dr. Zachariä berichtete Na⸗ 
mens der Finanz⸗Kommiſſion über die erneuerten Vorlagen des * n 
in Betreff des Entwurfs zu einem neuen Leichen⸗Reglement nebſt rif 
und Bewilligung der refp. 14,574 Thlr. 26 Sgr. und 12,263 Thlr. 10 
Sgr. betragenden Einrichtungskoſten der beiden neuen Begräbnißplätze auf 
dem Nemitzer und Pommerensdorfer Fundus. Er führte an, daß die Kom⸗ 
miſſion die Vorlagen genau geprüft habe, indeſſen auf weſentliche Bedenken 
geſtoßen ſei und deshalb den Antrag ſtelle: „die Verſammlung wolle eine 
Beſchlußfaſſung über das Abgabenweſen und die Anlegung neuer Begräb- 
nißplätze überhaupt, ſo lange ausſetzen, bis die Kirchenbehörden auf die Er 
hebung der Grabſtellengebühren verzichtet haben würden“ Die Kom⸗ 
miffton halte die NN jener Gebühren für vollſtändig unberechtigt; 
nach dem jetzt gültigen Leichen⸗Reglement vom 24. Auguſt 1806 gelte 
dieſe Berechtigung auch nur für den alten Begräbnißplatz. In einem 
Reſkript vom 12. November v. Js. habe die Königliche Regierung den Ma · 
4 — bereits aufgefordert, 7 erwägen, ob nicht die an die Kirche zu zah- 
enden Gebühren in Fortfall zu bringen ſeien, indeſſen hätten die Kirchen⸗ 
behörden und das Marienſtift ſich dem Magiſtrat gegenüber entſchieden ge⸗ 
weigert, die Gebühren fallen zu laſſen. Die Finanz ⸗Kommiſſion erkenne 
auch eine Verpflichtung der Stadtgemeinde zur 1 neuer Be⸗ 
e entſchieden nicht an. s beſtimme der §. 183 Th. II. Tit. 11 
A. L.-R.: „Kirchhöfe, welche zu den einzelnen Kirchen gehören, ſind in der 
Regel Eigenthum der Kirchengeſellſchaft:“ 5. 761 f. a. O. „Die Unter⸗ 
haltung der Kirchhöfe iſt eine gemeine Laſt der Kirchengeſellſchaften;“ 
$. 762: „Erhält die Kirche e ſo hat ſie auch die Pflicht 

763: 


der Unterhaltung der Begräbnißp 63: „Der Patron iſt in 
der Regel zu jener Unterhaltu wa tet.” Es gäbe demnach nur 
zwei Fälle, entweden Ge ehe die Feger zwangsweiſe 
ein, was aber leicht zu einem e Veraulaſſung bieten könne oder aber 
dieſelbe verweigere, wie es die Finanz⸗Kommiſſton vorſchlage, die Anlage 


neuer Begräbnißplätze. Hr. Dr. Amelung ftellt zu dem ſeines Erachtens 
nicht weit genug gehenden Antrage der Finanz⸗Kommiiſion das Amende- 
ment: „Die Berlammfung wolle beſchließen, bis dahin auf die Anlegung 
neuer Begräbnißplätze zu verzichten, wo die Kirchenbehörden auch auf die 
Erhebung der nach dem Reglement vom 24. Auguſt 1806 an die Kir- 
chenbeamten zu zahlenden Gebühren verzichtet haben.“ Hr. Stadtrath 
Sternberg erwiderte Namens des Magiſtrats, daß die Stellengebühren 
mit dem Augenblicke fortfallen würden, wo das neue Leichenreglement 
die Beuegnugeng der geiſtlichen Oberen erhalten haben werde; auch die 
Annahme, daß fünftig eine Vertheuerung der Leichengebühren eintrete, ſei 
nicht richtig. Daß in dem neuen Tarif nur eine Klaſſe und zwar die 1. 
angenommen, beruhe einfach darin, daß die Sätze der jetzigen 2. und 3. Klaſſe 
nicht viel billiger wären und nur für die kirchliche Eintragung des Todes 
falles werde künftig zwangsweise eine Gebühr erhoben, wogegen ſonſt nur 
wirkliche Leiſtungen honorirt würden. Das Geläute, die Leichenredenc. 
bei Beerdigungen gehöre zu Luxusartiteln und er ſete nicht ein, warum 
nicht Derjenige, der ſich dieſen Luxus geſtatte, auch dafür beſonders bezahlen 
ſolle. Werde der Antrag der Finanz⸗Kommiſſion angenommen, fo wären 
nur folgende drei Fälle möglich: 1) daß die vorgeſetzten Behörden die 
Kirchen behörden anwieſen, auf die Gebühren zu verzichten oder 2) daß fie 
die ee e zur Anlegung und Unterhaltung der neuen Be» 
grabnißplätze für verpflichtet erachteten oder endlich 3) daß die ſtädtiſche 
Gemeinde als die Verpflichtete 21 le und für den Fall ihrer Weigerung 
im Wege der Exekution zur Erfüllung der Verpflichtung angehalten werde. 
Erſterer Fall ſei nicht wohl denkbar, keinenfalls aber würden die bezüglichen 
Nie bis zum Herbſt d. J, bis wohin unbedingt ein neuer Kirch ⸗ 
hofsplatz geſchaffen werden müſſe, zu Ende e ſein. Auch den zweiten 
Fall halte er nicht möglich; unbedenklich laſſe ſich über die angebliche Nicht⸗ 
verpflichtung der Stadt, für neue Begräbnißplatze zu ſorgen, viel ſtreiten 
und die vom Referenten citirten landrechtlichen Vorschriften erſchöpften biefe 
Streitfrage entſchieden nicht. Faktiſch liege die Sache fo, daß die Stadt 
ſeit dem Jahre 1802 den Platz zur Beerdigung ihrer Angehörigen hergege⸗ 
ben habe und er würde es auch tief beklagen, wenn ſetzt ein offenbarer 
Rückſchritt in der Weiſe gemacht, daß das Beerdigungsweſen wieder in bie 
Hände der Kirchengeſellſchaften gelegt werde. Redner entwickelte in längerer 
Auseinanderſetzung die für dieſe Auſicht ſprechenden Gründe und ſchloß mit dem 
Berſuche des Nachweiſes, daß, da die Sorge fürßßortſchaffung der Leichen im eigent- 
lichſten Sinne des Wortes eine wirkliche Kommiunalſache jet, das Beerdigungswe⸗ 
ſen auch durchaus nur in den Händen derpolitiſchen Hemeinde verbleiben könne. 
Die Stadt habe auch bisher bei der Einrichtung und Unterhaltung des 
Kirchhofes entſchieden kein ſchlechtes N d t; der alte ca. 40 Mor- 
gen große Kirchhof habe nur ca. 8 9000 ekoſtet und im Jahre 1865 
3. B. ſei aus den Reventlen ein reiner Ueberſchuß von 1757 % verblieben, 
außerdem bleibe zu berückſichtigen, welcher werthvolle Platz unſeren Nach 
kommen in dem Begräbnißplat verbleibe. Er müſſe es schließlich in dem 
dritten vorerwähnten Falle für äußerſt bellagenswerth und einer Kommune 
wie Stettin unwürdig halten, wenn derſelben nachgeſagt werden follte, daß 
fie einem wirklichen Kommunalbedürſniß erſt im Wege der Exekution genügt 
babe. Herr Thieſſen erwiderte, daß er namentlich den vom Magiſtrats⸗ 
Kommiſfarius vorgeſehenen dritten Fall nur dann für 1 erachte, wenn die 
Stadt die Beerdigung auf dem jetzigen Kirchhofe gänzlich einſtelle, dieſelbe 
fei aber berechtigt, ſchon nach Ablauf von 25 Jahren nach der urſprüng ⸗ 
lichen Anlegung den alten Theil des Kirchhofes wieder in Benutzung zu 
nehmen. Nachdem noch der Referent die 1 an au des 
Herrn Magiſtrats-Kommiſſarius ſpeziell zu widerlegen verſucht und nament⸗ 
lich auf den Widerſpruch hingewieſen, der in jenen Ausführungen bezüglich 
des demnächſtigen Fortfalles der kirchlichen Stellengebühren liege, wurde zu⸗ 
nächſt der Amelungſche Antrag abgelehnt, derjenige der Finanz⸗Kommiſſtou 
dagegen mit großer Majorität angenommen, — Dem Anträge der Rechnungs⸗ 
Abnahme Kommiſſion gemäß lehnte die Versammlung die Vollziehung 
des Kämmereikaſſen Etats pro 1867 wegen einzelner vom Magiſtrate 
gegenüber den Veſchlüſſen der Verſammlung aufgeſtellten Differenzpunkte 
ab. U. A. erklärt ſich der Magiſtrat nicht damit einverſtanden, daß die 

euer⸗Sozietätskaſſe zu den Koſten des Feuerlöſchweſens jahrlich nur 600 

haler, anſtatt des bekanntlich ſchon lange ſtreitigen Beitages von 3000 


Thalern beiſteuern und daß dem pommerſchen Muſeum die Subvention der 
Stadt ſchon vom 1. Inli d. J. ab entzogen werden ſolle, in welcher letz⸗ 
teren Beziehung er eine beſondeſe Vorlage in Ausſicht ſtellt. — Verſchie⸗ 
dene Anträge der Rechnungs⸗Abnahme⸗Kommiſſion, welche dieſelbe bei Ge⸗ 
legenheit der t geſtellt, wurden durch die betreffenden Rück⸗ 
äußerungen des Magiſtrats als erledigt angenommen. — Eine längere 
Debatte rief der Antrag des Direktoriums des Vereins für Pferdezucht und 
Pferberennen wegen Bewilligung der Prämie der Stadt von iX Frd'or 
für ein Handicap⸗Rennen, auf die Jahre 1867—69, hervor. Die Finanz⸗ 
Kommiſſton befürwortet die Zahlung der bereits im ſtädtiſchen Etat pro 
1867 in Ausgabe aufgenommenen Prämie für dieſes, dagegen die Ableh⸗ 
nung für die folgenden Jahre, wogegen von einzelnen Mitgliedern dieſe 
Ablehnung auch pro 1867 empfohlen wurde, weil die Rechnungs⸗Abnahme⸗ 
Kommiſſion bei der Etatsprüfung nicht gewußt habe, daß es ſich bei dieſer 
Etatspoſition um keine bereits ſteſtſtehende Ausgabe handele. Schließlich 
entſchied ſich die Verſammlung für die Bewilligung pro 1867. — Ebenſo 
wurde ein E von 554 Thlr. 8 Sgr. 7 f. zur Entſchädigung an die 
Vorbeſitzer einzelner Grabower Wirthe für die ihnen in den ftäbtifchen 
Waldungen zugeſtandene Holzberechtigung bewilligt. — Die Herren Rentier 
Behnke und Vergolder Brockhauſen wurden zu Kontroleuren bei der Stand⸗ 
gelderhebung auf den Jahrmärkten gewählt, bei welcher Gelegenheit gleich⸗ 
zeitig die Zweckmäßigkeit einer künftigen Verpachtung der Berechtigung zur 
Erhebung dieſer Abgabe, welche Einrichtung ja auch für andere derartige 
Abgaben beſteht, empfohlen wurde. 


Neueſte Nachrichten. 

Wien, 26. März, Abends. Die „Wiener Abendpoſt“ be- 
merkt, indem fle die jüngſten Auslaſſungen der „Norddeutſchen All⸗ 
gemeinen Zeitung“ über die Befeſtigung der freundſchaftlichen Be⸗ 
ziehungen Oeſterreichs zu Preußen reproducirt: „Eingedenk des 
Ernſtes, mit dem auch wir an dieſer Stelle den gleichen Wunſch 
als den Intentionen der Kaiſerlich öſterreichiſchen Regierung ent- 
ſprechend, zum Ausdruck brachten, dürfen wir uns Angeſichts ſol⸗ 
cher Emanationen wohl darauf beſchränken, dieſelben mit unge- 
heuchelter Befriedigung zu regiſtriren.“ 

Paris, 26. März, Abends. Die Luxemburgiſche Angele⸗ 
genheit ſteht noch immer im Vordergrunde der politiſchen Fragen. 
Die „France“ ſagt: Wenn in der That Vorverhandlungen über 
die Abtretung Luxemburgs ſtattfänden, jo müßten ſchon aus patrio- 
tiſchen Rückſichten die Zeitungen ſich aller Konjekturen über dieſen 
Gegenſtand enthalten, welche die weiteren Schritte der Regierung 
fompromittiren könnten. In ganz ähnlichem Sinne ſpricht „Paps“ 
ſich aus. 

Haag, 26. Mär, Nachm. In der heutigen Sitzung der 
zweiten Kammer wurde das Kriegsbudget ſowie die Reorganiſation 
des Vertheidigungs⸗Syſtems mit 54 gegen 14 Stimmen bewilligt. 

Belgrad, 26. März, Nachm. Fürſt Michael zeigt in einer 
Proklamation an, daß er am Donnerſtage ſich nach Konftantinopel 
begeben werde, um dem Sultan ſeinen Dank für die Räumung 
Die einzige Bedingung für die 


Stettin, 27. März. Witterung: leicht bewölkt, Morgens Nebel. 
Temperatur + 9 R. Wind: SW. 
u 150 ander ‚Daun. ai 
eigen weichend un 8 niedriger, loco pr. 2 
weißbumter 82—88 ½ bez., geringer 709.81 be 6 e = 
Frühjahr 84, 83%, 9% bez., Mai⸗Juni 83 ½ G., Junt⸗Jut Ga 
S Br., Septbr⸗Oktober 79%, 79 9% bez. u. Gd. 

Roggen behauptet, pr. 2000 Pfd. loco 53—56 % bez. Frühjahr 
52% . Gd., 53 Br., Mai⸗Juni 53 9% Gd., Juni⸗Juli 53%, , Br., 
Zuli-Auguft 53 * Br. 

Gerſte loco pr. 70pfd. 47—49 nach Qual. 2 

Hafer loco pr. 50pfd. 29½ 30 ½ 3 bez., 1 Ladung polniſcher 
29½% M bez. 

Rübe matt, loco 11 Br., April⸗Mai 10%, % Ag bez., 
Mai 11 bez., September⸗Oktober 11½ M Br. 

Spiritus ſchwach behauptet, loco ohne Faß 16½ bez., Frubi. 
165/45, 1 bez. n. Br., Mai⸗Juni 16 ½ S Gd., Juni⸗Juli 16% 
Kg Br. u. Gd. 

Weizen 80 —87 , R ben 5—55 % 44 

igen 80— „Roggen 53—5 Gerſte 44—49 , Erb 
5458 & per 25 Schffl., Hafer 27—30 74 per 26 Schfſl., Stroh . 
Schock 6-7 , Heu pr. Ctr. 20 Gr bis 1 9% 


Berlin, 27. März, 1 uhr 55 Min. Nachmittags. Staatsſchuldſcheine 
83 bez. Staats-⸗Auleihe 4½ %, 100%, bez. Berlin - Stettiner Eiſenbahn⸗ 
Een 0 e 1 944, Gd. Oeſterr 

ational » Anleihe 54% bez. omm. Pfandbriefe 89%, bez. g 
Elfen an Akten 188 Br. en 10 292 bez. Wee 

Roggen März 56 bez. u. Br., jahr 5477, 55 bez., Mai» Juni 
5414 bez., 54% Gd. Rüböl loco 11½ Br. März 113, Br, 11 — 
April-Mai 1144, Yız bez., Septbr.-Oktbr. 11 ½ beg. Spiritus loce 1774, 
bez., März⸗April 16%, bez. u. Br., April⸗Mai 1676, ½ bez., Mai⸗Juni 
17, 17 ½ bez. . g 

Hamburg, 26. März. Getreidemarkt. Weizen und Roggen obne 
Kaufluſt. Weizen auf Termine flau, pr. März 5400 Pfd. netto 15 Banko- 
thaler Br., 152 Gd., pr. Frühjahr 147 Br., 146 Od. Roggen pr. März 
5000 Pfd. Brutto 93½ Br., 92 Gd., pr. Frühjahr 89%, Br., 89 Gd. 
Hafer flau. Oel flau, loco 2474, pr. Mai 24%, pr. Oktober 25%. 
Spiritus geſchäftslos, 24. Zink 500 Ctr. loco zu 14 Mk. 2½ Sch. — 


Weizen geringes Geſchäft, zu Montagspreifen verkauft, in fremdem nur 
Detailgeſch 


um 


Hamburg 6 Tag. 151% ba St. Börsenhaus-O. 44 — 

A — 2 Mt. 151 3 St. Schauspielh.-O. 5 — 
Amsterdam 8 Tag. 143°, G [Pom. Chausseeb.-O.] 5 — 

5 — 2 Mt. 142½ B |Used. Woll. Kreis -O. 5 — 
London - 10 Tag. 6 24 bz St. Strom-V.-A. 4 — 

1 „3 Mt. — Pr. National-V.-A. 4 115 B 
Paris 10 Tg.| 81½% G Pr. See-Assecuranz| 4 — 

1 er 0 —. 8014 , bz et: 4 — 2 

remen — t. — nion 4 1 
St. Petersbg.]3 Weh.“ 89%, B |St. Speicher -A... 5 — 
Wien 2 — 5 — Ver. ne — 5 — 

urn t. — Pom. Prov.-Zuckers.] 5 — 

Preuss. Bank 4 Lomb. 414 % |N. St. Zuckersied. 4 — 

Sts.-Anl.5457 4½ — ed - u 

5 — Bredower — 

St. Schldsch. 3%, 2 Walzmühle ++» 32 

P. Präm.-Anl, 35 — St. Portl.-Cementf. - 4 5 
Pomm. Pfdbr. 37 — t re a 5 200 B 

8 l — St. Dampfschiff V.. 5 — 

„ Rentenb.| 4 — Neue Dampfer-C. 4 93 B 
Ritt. P. P. B. A. 4 — Germania 4 100 B 
Berl.-St. E. A.] 4 — Vulkan 4 85 G 

„ Prior. 4 — — 3 1 4 100 B 

47 au ommerensd. Ch. — 

Stärg.-F. EA. 4½ 94 6 S Kenan 
Prior.| 4 — tdünger- — * 

st. Stadt-O. 4½ | 98% B [Gemeinn. Bauges. - 5 — 


